
stehen und das Begreifen der Eigenverantwortlichkeit 
jedes einzelnen Organs, des Gerichts und der Staats­
anwaltschaft, ist gewachsen. Das gleiche gilt von dem 
Verhältnis der Staatsanwaltschaft zu den U-Organen. 
Alle Organe der Strafverfolgung unserer Republik sind 
durchdrungen von der Richtigkeit der Politik unserer 
Regierung, überzeugt von der führenden Rolle der 
Arbeiterklasse und ihrer Partei beim Aufbau des So­
zialismus und lassen sich von der Wahrheit der Lehre 
des Marxismus-Leninismus leiten.

Der Rahmenarbeitsplan der Obersten Staatsanwalt­
schaft für das 3. Quartal 19562) spiegelt bereits das Neue 
wider, zeigt, wie auf allen Gebieten der Tätigkeit un­
serer Staatsanwälte die Fehler der Vergangenheit 
überwunden werden sollen, um das Ziel zu erreichen, 
das wir als Komplexaufgabe gestellt haben, eine Auf­
gabe, die nicht nur im laufenden Quartal, sondern auch 
auf lange Zeit hinaus vor der Staatsanwaltschaft 
stehen wird, eine Aufgabe, die unmittelbar aus der 
Auswertung der 3. Parteikonferenz erwachsen ist:

„Entfaltung der Demokratie und Entwicklung der 
schöpferischen Initiative der Werktätigen, strikte 
Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit und 
der Wahrung der Rechte der Bürger.“

Vor allem die Frage, was die Staatsanwälte dazu bei­
tragen können, um die Massen der Werktätigen un­
mittelbar an die Leitung ihres Staates heranzuführen 
und ihre schöpferische Initiative bei der Gestaltung 
unseres staatlichen und wirtschaftlichen Lebens zur 
Geltung zu bringen3), ist von höchster Aktualität. Hier­
zu zeigt der Rahmenarbeitsplan Wege: engste Zu­
sammenarbeit mit den Ständigen Kommissionen, Be­
richterstattung der Staatsanwälte vor den Volksvertre­
tungen, regelmäßiger Besuch der volkswirtschaftlich 
wichtigsten Betriebe, stärkere Ausnutzung von Presse 
und Rundfunk, Tätigkeit in Abgeordneten-Kabinetten 
usw. Die bleibende Aktualität dieser Frage wird es 
erforderlich machen, ihr auch in der kommenden 
„Ordnung über die Aufsicht der Staatsanwaltschaft“ 
einen dauernden Platz einzuräumen, und zwar in dem 
Kapitel dieser Ordnung, das die „Allgemeinen Bestim­
mungen“, d. h. die Darlegung der Aufgaben der staats- 
anwaltschaftlichen Aufsicht und ihres Inhalts sowie die 
Grundsätze über die Unabhängigkeit der Staatsanwalt­
schaft und die Verantwortlichkeit ihrer einzelnen 
Organe enthalten soll.

Der Rahmenarbeitsplan gibt, was die „Allgemeine 
Aufsicht“ über die Einhaltung der Gesetzlichkeit an­
geht, Schwerpunkte an, bei denen unter Beachtung der 
örtlichen Bedingungen und Gegebenheiten systematisch 
mit der Allgemeinen Aufsicht angesetzt werden soll, um 
größtmögliche Ergebnisse in der Bekämpfung beste­
hender Ungesetzlichkeiten zu erreichen. Die im 
Rahmenarbeitsplan hinsichtlich der Aufsicht über die 
Untersuchungsorgane und hinsichtlich der Aufsicht in 
Zivil- und Arbeitsrechtssachen gestellten Aufgaben 
zeigen, wie den zuvor gekennzeichneten Ungesetzlich­
keiten und Mängeln auf diesem Gebiete zu Leibe ge­
gangen werden soll.

Schließlich werden im Rahmenarbeitsplan die Auf­
gaben der Haftaufsicht in der Richtung der absoluten 
Wahrung der Rechte der Strafgefangenen und der aus 
dem Strafvollzug Entlassenen und in der Richtung der 
Erfüllung der kulturell erzieherischen Aufgaben des 
Strafvollzugs konkretisiert.

Wir konkretisieren unsere Aufgaben, wir legen den 
Finger auf die Wunden der Ungesetzlichkeit, wir dis­
kutieren über unsere Fehler und Mängel offen, um sie 
zu beseitigen, weil wir wissen: Die strikte Einhaltung 
der Gesetzlichkeit wirkt bewußtseinsbildend auf die 
breitesten Kreise der Werktätigen, verbindet sie mit 
unserem Staat und verwirklicht die Einheitlichkeit der 
Interessen der Werktätigen und ihres Staates. Jede 
Ungesetzlichkeit wirkt bedrückend auf den Bürger, 
hindert seine Kraftentfaltung, hindert den Aufbau des 
Sozialismus.

Was Wunder, wenn der Feind, wenn insbesondere 
die Presse der westdeutschen Imperialisten ob solcher 
Offenheit in ein großes Geschrei ausbricht. Ihre eigene, 
prinzipielle Ungesetzlichkeit verdecken sie mit der

2) NJ 1956 S. 389.
3) vgl. dazu Haid in NJ 1956 S. 426.

Hervorhebung und Ausschlachtung der von uns selbst 
festgestellten falschen Anwendung unserer Gesetzlich­
keit und wollen den Menschen einreden, sie entspringe 
eben aus dem Wesen unseres Staates und wurzele 
letzten Endes in unserer gesellschaftlichen und staat­
lichen Ordnung und im Marxismus-Leninismus über­
haupt! Wie töricht das ist, wie sehr dieses Geschrei aus 
der Angst geboren ist, daß die Durchführung unseres 
zweiten Fünfjahrplans, die breite Entfaltung der Demo­
kratie in der Deutschen Demokratischen Republik und 
die strenge Einhaltung unserer sozialistischen Gesetz­
lichkeit die Autorität der Partei der Arbeiterklasse in 
der Deutschen Demokratischen Republik und die 
Autorität unserer Republik mit allen ihren Einrichtun­
gen auch bei den Bürgern der westdeutschen Bundes­
republik weiter steigern wird, braucht den Werktätigen 
in Deutschland nicht erst gesagt zu werden. Der Unge­
setzlichkeiten im Adenauer-Staat sind Legion, das 
wissen alle deutschen Menschen. Dort werden die 
letzten verfassungsmäßigen Freiheiten zertreten, das 
Recht wird mißbraucht, aüsgehöhlt, zerbrochen zugun­
sten profltgieriger Monopolherren und Junker. Dort 
wird der Wille, des schaffenden Volkes unterdrückt, um 
das Volk weiter auszubeuten, Kriege vorzubereiten, 
Friedenskämpfer und wahre Demokraten willkürlich 
zu verhaften und zu verurteilen. Namen wie Angen­
forth, Rische, Ledwohn und Lore Schacht stehen für 
Tausende verfolgter aufrechter Patrioten und zeigen, 
was es mit der „Gesetzlichkeit“ und der „Rechtssicher­
heit“ im Bonner Staat auf sich hat. — Sie mögen 
schweigen über ihre „Gesetzlichkeit“. Wir aber müssen 
reden über die weitere Festigung unserer sozialisti­
schen Gesetzlichkeit. Wir können darüber reden. Wir 
sind ein starker Staat, der von der starken Partei der 
Arbeiterklasse geführt wird, der stärksten Partei 
Deutschlands. Diese Partei hat seit ihrem Bestehen in 
zahlreichen Verlautbarungen und Dokumenten die 
Festigung und den ständigen Ausbau der demokrati­
schen Gesetzlichkeit als eines ihrer Hauptziele erklärt. 
Und sie hat entsprechend gehandelt. Nicht zuletzt die 
Schaffung der neuen, erstmalig in der deutschen Ge­
schichte entstandenen Staatsanwaltschaft neuen Typs, 
der Staatsanwaltschaft als Hüterin der Gesetzlichkeit 
schlechthin, war ein Schritt auf dem Wege zu diesem 
Ziel.

Wie der 4. Parteitag der SED und wie der XX. Par­
teitag der KPdSU, so hat sich auch jetzt die 3. Partei­
konferenz der SED sehr ausführlich und sehr eindring­
lich mit der Frage der sozialistischen Gesetzlichkeit 
befaßt und in der Erkenntnis, daß es keine Erfüllung 
des Plans, keinen Aufbau des Sozialismus ohne streng­
ste Wahrung der Gesetzlichkeit geben kann, Beschlüsse 
von weittragender Bedeutung gefaßt. Sie hat sich — 
zum ersten Male in der Geschichte der Partei — mit 
den Aufgaben unserer Staatsanwaltschaft und mit ihrer 
Rolle bei der Verwirklichung der strengsten Gesetz­
lichkeit befaßt. Die Partei verlangt, daß diese unsere 
Aufgabe effektiver, umfassender und tiefgründiger 
erfaßt und gelöst werde, als es bisher geschehen ist. Die 
Partei verlangt zur wirksamen Unterstützung der auf 
dieses Ziel gerichteten Anstrengungen die Vorlage einer 
„Ordnung über die Aufsicht der Staatsanwaltschaft“, 
einer „Ordnung“, die keine Abänderung bestehender 
Gesetze zu bringen braucht — die Rechtsgrundlagen für 
die gesamte, umfassende staatsanwaltschaftliche Tätig­
keit finden sich bereits erschöpfend in unseren neuen 
sozialistischen Gesetzen —, die aber die Prinzipien 
der staatsanwaltschaftlichen Aufsicht zusammenfassen 
soll, die diese Prinzipien allen Organen unseres Staates 
und allen seinen Bürgern vor Augen führen soll, und 
die den Staatsanwälten die richtigen Methoden zur 
richtigen Erfüllung ihrer großen und ehrenvollen Auf­
gaben aufzeigen soll.

Die „Ordnung über die Aufsicht der Staatsanwalt­
schaft“ hat eine gewaltige Bedeutung für die breite Ent­
faltung der Demokratie in unserer Republik, für die Ent- 
fachung der Begeisterung der Bürger der Deutschen De­
mokratischen Republik, unseren Arbeiter-und-Bauern- 
Staat zu festigen, unseren neuen Fünf jahrplan zum Er­
folg zu führen und dadurch in unserem Teil des deut­
schen Vaterlandes Lebensbedingungen und ein Existenz­
niveau zu schaffen, die für ganz Deutschland vorbildlich 
sind. So zeigt diese Ordnung dem ganzen deutschen Volk, 
und gerade auch den deutschen Brüdern und Schwestern

488


